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(5) Die Auflagen müssen von dem Leiter des zur 
Ausstellung berechtigten Organes unterzeichnet und 
mit einem Dienstsiegel versehen sein. Die Ersetzung 
der eigenhändigen Unterschrift durch Verwendung 
eines Faksimiles oder die Leistung der Unterschrift 
im Durchschreibeverfahren ist nicht zulässig.

§ 7
(1) Für alle Investitionsvorhaben sind von den In­

vestitionsträgern vor Beginn der Arbeiten den im 
Abs. 2 genannten Stellen zur Prüfung und Bestäti­
gung vorzulegen:

a) ausführliche, technische, betriebswirtschaftliche 
und volkswirtschaftliche Gutachten über das 
gesamte Vorhaben. Die einzelnen Planträger 
sind verpflichtet, den Investitionsträgern An­
leitung über die Erstellung der Gutachten zu 
geben,

b) detaillierte technische Vorprojekte (technische 
Zeichnungen, Berechnungen und Angaben über 
die Art des geplanten Produktionsverfahrens),

c) Kostenstrukturen für das Vorhaben 1951 (Form­
blatt 0725),

d) Titellisten mit Kapazitätsangaben für das Vor­
haben 1951 (Formblatt 0724),

e) Kostenpläne (Kostenvoranschläge) für das ge­
samte Vorhaben mit einer detaillierten Auf­
stellung der für die Ausrüstung benötigten 
Maschinen und Anlagen und einer Material­
liste für das Vorhaben des Jahres 1951,

f) eine Erklärung über Eigentumsverhältnisse, 
soweit der Grundbesitz nicht als Volkseigen-

• tum eingetragen ist.
Bei der Erstellung dieser Unterlagen haben die In­
vestitionsträger nachstehend aufgeführte Vorschrif­
ten zugrunde zu legen:

1. Die Instruktion vom 10. April 1951 zu dem durch 
den Volkswirtschaftsplan 1951 vorgeschriebe­
nen Plan für die Bauwirtschaft (GBl. S. 256), 
soweit die Instruktion die Erstellung und 
Prüfung von Vorentwürfen und Kostenüber­
schlägen sowie Entwürfen und Gesamtkosten­
plänen (Kostenvoranschlägen) betrifft.

2. Die Grundordnung für die volkseigene Bau­
industrie Teil I und Teil II.*)

3. Die einschlägigen Gebührenordnungen (GO A 
und GO I).

Für Generalreparaturen ist von dem Generalrepa­
raturträger die Kostenstruktur (Formblatt 0752) bei­
zubringen.

(2) Für die Prüfung und Bestätigung der Unter­
lagen der 1951 neu zu beginnenden Objekte mit 
Unterschrift und Dienstsiegel sind folgende Stellen 
zuständig und verantwortlich:

Bei Gesamtaufwendungen für Investitionsvor­
haben (§ 4)

bis zu 500 000 DM 
prüfende und bestätigende Stelle der fachlich 
zuständige Minister bzw. Staatssekretär mit •*)

•*) Zu beziehen vom Deutschen Zentralverlag, Berlin 017.

eigenem Geschäftsbereich der Deutschen De­
mokratischen Republik oder ihre Beauftragten 
und die Minister der Landesregierungen oder 
ihre offiziellen Stellvertreter, 

über 500 000 DM 
prüfende und bestätigende Stelle der fachlich 
zuständige Minister bzw. Staatssekretär mit 
eigenem Geschäftsbereich der Deutschen Demo­
kratischen Republik und die Ministerpräsident 
ten der Landesregierungen.

Über volkswirtschaftlich wichtige Vorhaben, die von 
der Staatlichen Plankommission im einzelnen fest­
gelegt werden, sind die Minister bzw. Staatssekre­
täre mit eigenem Geschäftsbereich der Deutschen 
Demokratischen Republik verpflichtet, nach Auf­
forderung dem Ministerrat eine volkswirtschaftliche 
Begründung und Erläuterung des Vorhabens zu 
geben.
Die Bestätigung darf nur dann erfolgen, wenn die 
eingereichten Unterlagen mit der Zielsetzung für 
das in Frage kommende Investitionsvorhaben in 
allen Teilen übereinstimmen. Die im § 3 genannten 
Stellen sind verpflichtet, der Staatlichen Plankom­
mission und der DIB die Einhaltung dieser Bestim­
mung nachzuweisen.
Die Bestätigung der Unterlagen muß von dem Lei­
ter der für die Prüfung und Bestätigung berech­
tigten Stelle eigenhändig vollzogen und mit einem 
Dienstsiegel versehen werden. Die Ersetzung der 
eigenhändigen Unterschrift durch die Verwendung 
eines Faksimiles oder die Leistung der Unterschrift 
im Durchschreibeverfahren ist nicht zulässig.

(3) Die Staatliche Plankommission bestimmt, 
welche Vorhaben vor der Bestätigung vom Wissen­
schaftlich-Technischen Rat bei der Staatlichen Plan­
kommission zu prüfen sind.

(4) Für die Prüfung und Bestätigung der Kosten­
strukturen für die Generalreparaturen sind die zu­
ständigen Ministerien bzw. Staatssekretariate mit 
eigenem Geschäftsbereich der Deutschen Demokra­
tischen Republik und die Landesregierungen ver­
antwortlich.

(5) Soweit die Investitionen und Generalrepara­
turen bauliche Maßnahmen zum Inhalt haben, müs­
sen sie den bautechnischen SicherheitsVorschriften 
entsprechen.

(6) Die für die Durchführung der Bauvorhaben 
verantwortlichen Ministerien, das Ministerium für 
Aufbau und das Ministerium für Schwerindustrie, 
HV Bauindustrie, der Deutschen Demokratischen 
Republik sowie die entsprechenden Dienststellen 
der Landesregierungen sind im Rahmen ihrer Auf­
gabenstellung verpflichtet, die Bauunterlagen zu 
prüfen und den Baufortschritt zu überwachen.

(7) Alle Investitionsvorhaben, für die die im Abs. 1' 
genannten Unterlagen noch nicht vollständig vorlie­
gen, dürfen nicht beauflagt werden. Die dafür zu­
ständigen Investitionsträger sind zu benachrichtigen,


